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von etwa 40 Frauen, die durch keinerlei Beziehungen 
persönlicher Art zusammengehörten, so daß die Äuße­
rungen von einer größeren Anzahl fremder Personen 
gehört und verstanden werden konnten. Bei der Straf­
zumessung hat das Gericht zugunsten der Angeklagten 
strafmildernd berücksichtigt, daß sie bisher unbestraft ist, 
leicht erregbar ist und infolge ihrer jetzigen schlechten 
wirtschaftlichen Lage aus einer Gemütsdepression heraus 
gehandelt haben mag. Andererseits fiel strafschärfend ins 
Gewicht, daß es sehr gröbliche Äußerungen waren, welche 
die kommunistische Gesinnung der Angeklagten erkennen 
lassen und die besonders gefährlich und verhetzend wirken 
konnten, weil sie im Warteraum des Arbeitsamts vor 
einer großen Zahl von arbeitslosen Frauen getan wurden, 
die bei ihren bedrängten Verhältnissen dafür naturgemäß 
besonders leicht empfänglich sind. Unter diesen Umständen 
erschien dem Gericht eine Gefängnisstrafe von drei 
Monaten als die erforderliche, aber auch ausreichende 
Sühne ihrer Straftat.11

Beschuldigte, die selbst zum Aufbau der DDR noch keinen 
Finger gekrümmt hat, in so übler Weise gegen die Maß­
nahmen hetzt, die im Interesse der Werktätigen von der 
Volkskammer beschlossen worden sind. Möge die Beschul­
digte im Gerichtsverfahren erkennen, daß sie mit ihrer 
Einflußnahme auf die Hirne und Herzen unserer Menschen 
nicht unserer volksdemokratischen Ordnung, sondern jenen 
Kräften diente, die Deutschland schon zweimal in unsäg­
liches Leid und Elend stürzten.

Ich beantrage:

1. Das Hauptverfahren zu eröffnen,-

2. Termin zur Hauptverhandlung anzuberaumen;

3. Den Termin bitte ich unter abgekürzter Ladefrist an­
zuberaumen, da dies im Interesse der schnellen Ab­
urteilung erforderlich ist;

4. Die U-Haft aus Gründen des Haftbefehls aufrecht­
zuerhalten.

Es wird besonders darauf hingewiesen, daß die straf­
bare Handlung der Beschuldigten mit mehr als zwei 
Jahren Freiheitsentzug bedroht ist.

Anmerkung:

Schober
Staatsanwalt"

Durch das Bezirksgericht Gera wurde Frau Sch. am 11. Juni 
1958 zu einer Gefängnisstrafe von einem Jahr verurteilt.

Urteil des Sondergerichts I vom 12. März 1937 gegen den 
Notstandsarbeiter K. A., den Melker K. G., den Schorn­
steinfeger E. M. und den Arbeiter E. St.

KMs. 49.37 (80.37)

„Die Angeklagten G. und M. werden wegen Vergehens 
gegen § 2 des Heimtückegesetzes vom 20. Dezember 1934 
verurteilt, und zwar
G. zu 9 — neun — Monaten Gefängnis, M. zu 6 — sechs — 
Monaten Gefängnis. Beide Strafen werden durch die 
Schutzhaft als verbüßt erachtet.

Aus den Gründen:

Die Angeklagten waren seit dem 24. Februar 1936 in 
Kunzendorf bei Sorau als Notstandsarbeiter beschäftigt. 
Unter den Arbeitern war vor dem 1. Mai 1936 das Gerücht 
verbreitet worden, daß für diesen Tag kein Lohn gezahlt 
würde. Daraufhin war unter den Arbeitern die Frage 
erörtert worden, ob sie unter diesen Umständen an der 
Feier am 1. Mai teilnehmen sollten. Da aber später 
bekanntgegeben wurde, daß an diesem Tage doch Lohn 
gezahlt werde, beteiligten sich die Notstandsarbeiter 
schließlich an der Feier. Nachdem zunächst eine öffentliche 
Feier stattgefunden hatte, marschierten die Notstands­
arbeiter zur Gastwirtschaft „Grüner Baum". Auf dem Wege 
dorthin begann der Angeklagte G. die Internationale zu 
singen. Der als Zeuge vernommene Fleischermeister R. 
verwarnte ihn, als er dies hörte, worauf der Angeklagte

Urteil des Kreisgerichts Senftenberg vom 28. März 1960 
in der Strafsache gegen den Beifahrer G. R. — in Unter­
suchungshaft seit dem 1. Februar 1960

S. 72/60 —KI 42/60

„Der Angeklagte wird wegen staatsgefährdender Propa­
ganda und Hetze gern. § 19 Abs. 1 Ziffer 1 StEG zu 
10 Monaten Gefängnis verurteilt.

Aus den Gründen:

Am 31. Januar 1960 besuchte der Angeklagte eine Faschings­
veranstaltung im Gesellschaftshaus S. Nach Beendigung 
dieser Veranstaltung begab er sich in die Mitropa-Gast­
stätte S. und zechte dort weiter. Er hielt sich die ganze 
Nacht über dort auf und trank ab 6 Uhr, als wieder 
Alkohol ausgeschenkt wurde, weiter. Etwa gegen 8 Uhr 
hatte sich am Tisch des Angeklagten eine Runde gebildet, 
die auf Grund des genossenen Alkohols bereits Lieder 
sang. Es wurden zunächst Schlager gesungen und danach 
stimmte der Angeklagte das Lied „Wir lagen vor Mada­
gaskar" an. Als sich das der Zeuge J. unter dem Hinweis 
auf seine Kriegsteilnehmerschaft und seine Invalidität 
verbat, stimmte der Angeklagte das faschistische Deutsch­
landlied an. Er sang mit vernehmlicher Stimme, so daß 
fast alle anwesenden Gäste in dem gut besuchten Lokal 
das Lied hören konnten. Er kam jedoch nicht über die 
Hälfte der ersten Strophe hinaus, da er von seinem Tisch­
nachbarn am Weitersingen gehindert wurde.
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